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Deutscher 
Caritasverband e.V.   

Beschlüsse 
 
der Bundeskommission 1/2018 
am 15. März 2018 in Bad Hersfeld 
 
 

 
Teil 1: Beschlüsse zur Änderung der AVR 

 
A. 
 

Anlage 2e zu den AVR 
Zulage für Mitarbeiter im Rettungsdienst,  

die mit der elektronischen Einsatzdokumentation befasst sind 
 

I. In Anlage 2e zu den AVR wird in Abschnitt II der Anmerkungen zu den Tätigkeits-
merkmalen der Vergütungsgruppen 4b bis 8 die folgende neue Nr. 12 eingefügt: 
  
„12 Mitarbeiter als Beauftragte der elektronischen Einsatzdokumentation erhalten für 
die Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage in Höhe von monatlich 90,00 Euro, sofern ihnen 
diese Aufgabe vom Dienstgeber schriftlich übertragen wurde.“ 
 

II. In Anlage 2e zu den AVR wird der neuen Nr. 12 der Anmerkungen zu den Tätigkeits-
merkmalen der Vergütungsgruppen 4b bis 8 des Abschnitts II die folgende neue Hoch-
ziffer 1 hinzugefügt:   
 
„1 Diese Bestimmung findet ausschließlich im Gebiet der Regionalkommission Bayern 
Anwendung.“  
 

III. Inkrafttreten 
 

Die Änderungen treten zum 1. Januar 2018 in Kraft. 
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B. 

 
Anlage 21a zu den AVR 

Erweiterung des Geltungsbereichs sowie Überleitungsregelungen 
 

I. Änderungen in Anlage 21a zu den AVR  
 

a. § 1 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst:  
 
„(1) Diese Anlage gilt für Lehrkräfte, die in  
 
a) Altenpflege-, Krankenpflege-, Krankenpflegehilfe-, Kinderkranken  pflege- 
und Hebammenschulen sowie  
 
b) sonstigen Schulen, soweit sie nicht unter Anlage 21 zu den AVR   fallen,  
 

beschäftigt sind.“  
 

Anmerkung zu § 1 Abs. 1: 
Die Anlage 21a zu den AVR findet keine Anwendung auf Lehrkräfte an Schulen, die 
nach den jeweiligen landesrechtlichen Bestimmungen über die Förderung von Privat-
schulen refinanziert werden und deren Dienstverhältnis bereits vor dem 1. August 
2007 bei dem Dienstgeber begonnen hat. 
 

b. § 2 wird wie folgt gefasst:  
 
„Die Eingruppierung der Mitarbeiter im Sinne des § 1 Abs. 1 richtet sich nach den Tä-
tigkeitsmerkmalen des Anhang A dieser Anlage.“  
 

c. § 4 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:  
 
„(1) Die Entgeltgruppen 9 bis 15 umfassen sechs Stufen.“  
 

d. § 4 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:  

 
„(4) 1Die Mitarbeiter erreichen die jeweils nächste Stufe – von Stufe 3 an in Abhängig-
keit von ihrer Leistung gemäß § 5 Abs. 2 – nach folgenden Zeiten einer ununterbro-
chenen Tätigkeit innerhalb derselben Entgeltgruppe bei ihrem Dienstgeber (Stufen-
laufzeit): 
 
− Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1,  
− Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2,  
− Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3,  
− Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4, 

-  Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5. 
 
2Die bis zum 31. Dezember 2017 in Stufe 5 verbrachte Zeit wird berücksichtigt. 
 
Anmerkung zu § 4 Abs. 4: 
Besitzstandszulagen, die sich aus der Anwendung des Anhang B der Anlage 21a zu 
den AVR ergeben haben, werden aus Anlass der Änderung der Anlage 21a zu den 
AVR nicht gekürzt.“  

 
II. Änderungen in Anhang A der Anlage 21a zu den AVR:  
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a. Die Überschrift über der Tabelle wird wie folgt gefasst:  
 
„Vergütungsgruppen für Lehrkräfte nach der Anlage 21a zu den AVR“.  
 

b. Es wird eine Entgeltgruppe 9 mit folgendem Wortlaut eingefügt:  
 
„E 9 Mitarbeiter ohne abgeschlossene Hochschulbildung in der Tätigkeit von Lehrkräf-
ten“.  
 

c. In den Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen wird folgende Anmerkung nach der 
Überschrift vor der Anmerkung „Wissenschaftliche Hochschulbildung“ eingefügt:  
 
„Entsprechende Zusatzqualifikation  
1Eine entsprechende Zusatzqualifikation liegt vor, wenn eine Weiterbildung zum/zur 
Unterrichtspfleger/in, Lehrhebamme/-entbindungspfleger erfolgreich abgeschlossen 
wurde. 2Bei Lehrkräften, die nicht von Satz 1 erfasst sind, liegt eine entsprechende 
Zusatzqualifikation vor, wenn mindestens 720 Stunden zu mindestens je 45 Unter-
richtsminuten theoretischer Unterricht innerhalb von zwei Jahren und bei berufsbeglei-
tender Ausbildung innerhalb von längstens drei Jahren vermittelt worden sind.“  
 

III. Neuer Anhang C zur Anlage 21a zu den AVR  
 
Es wird ein Anhang C zur Anlage 21a zu den AVR mit folgendem Inhalt eingefügt:  
 
„Überleitungs- und Besitzstandsregelung  
 
Präambel 
 
Zum 1. Januar 2018 ist der Geltungsbereich der Anlage 21a zu den AVR erweitert 
worden. Ziel dieser Regelung ist die Überleitung von Mitarbeitern in Anlage 21a zu den 
AVR, die seit dem 1. Januar 2018 unter den Geltungsbereich der Anlage 21a zu den 
AVR fallen. 
 
§ 1 Geltungsbereich  
 
(1) Diese Überleitung gilt für  
 
 a) Alten- und Krankenpfleger sowie Hebammen/Entbindungspfleger  
                 ohne Zusatzqualifikation in der Tätigkeit von Lehrkräften sowie  
 
 b) Mitarbeiter, die an Schulen im Sinne des § 1 Abs. 1 Buchstabe b)  
                 der Anlage 21a zu den AVR beschäftigt sind,  
 
die am 31. Dezember 2017 in einem Dienstverhältnis gestanden haben, das am 1. Ja-
nuar 2018 im Geltungsbereich der AVR fortbesteht, für die Dauer des ununterbrochen 
fortbestehenden Dienstverhältnisses.  
 
(2) 1Ein Dienstverhältnis besteht auch ununterbrochen fort bei der Verlängerung eines 
befristeten Dienstvertrages sowie bei Dienstgeberwechsel innerhalb des Geltungsbe-
reichs der AVR. 2Unterbrechungen von bis zu einem Monat bzw. der Dauer der Schul-
ferien sind unschädlich.  
 
§ 2 Überleitung  
 
1Mitarbeiter nach § 1 Abs. 1 werden so in die Anlage 21a zu den AVR übergeleitet, al-
so ob sie seit dem Zeitpunkt, seit dem sie ununterbrochen in der Tätigkeit als Lehrkraft 
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im Geltungsbereich der AVR oder im sonstigen katholischen Bereich beschäftigt wa-
ren, nach § 2 und § 4 der Anlage 21a zu den AVR eingruppiert und eingestuft worden 
wären. 2Ein Dienstverhältnis besteht auch ununterbrochen fort bei der Verlängerung 
eines befristeten Dienstvertrages sowie bei Dienstgeberwechsel. 3Unterbrechungen 
von bis zu einem Monat bzw. der Dauer der Schulferien sind unschädlich. 
 
§ 3 Besitzstandsregelungen  
 
(1) Mitarbeiter, deren bisherige Vergütung (Vergleichsvergütung) das ihnen am 1. Ja-
nuar 2018 zustehende Entgelt übersteigt, erhalten eine Besitzstandszulage.  
 
(2) 1Die monatliche Besitzstandszulage wird als Unterschiedsbetrag zwischen der 
Vergleichsjahresvergütung (Absatz 3) und dem Jahresentgelt (Absatz 4), jeweils geteilt 
durch 12, errechnet. 2Dabei sind Vergütungsveränderungen durch Beschlüsse nach 
§ 14 AK-Ordnung nicht zu berücksichtigen.  
 
(3) 1Die Vergleichsjahresvergütung errechnet sich als das 12-fache der am 31. De-
zember 2018 zustehenden Monatsvergütung, zuzüglich des Leistungsentgelts gemäß 
§ 15 der Anlagen 31 und 32 zu den AVR und der Jahressonderzahlung gemäß § 16 
der Anlagen 31 und 32 zu den AVR bzw. der Weihnachtszuwendung gemäß Abschnitt 
XIV der Anlage 1 zu den AVR sowie dem Urlaubsgeld gemäß Anlage 14 zu den AVR. 
2Zur Monatsvergütung im Sinne dieser Vorschrift gehören:  
 
- Bei Mitarbeitern, die aus den Anlagen 31 und 32 zu den AVR übergeleitet 
 werden, das Tabellenentgelt gemäß § 12 der Anlagen 31 und 32 zu den  
AVR, die Besitzstandszulagen gemäß Anhang E der Anlage 31 und Anhang F der An-
lage 21 zu den AVR sowie weitere regelmäßig gewährte Zulagen. 

 
- Bei Mitarbeitern, die aus der Anlage 2 zu den AVR übergeleitet werden,    
die Regelvergütung gemäß Abschnitt III der Anlage 1 zu den AVR, die  Kinderzulage 
 gemäß Abschnitt V der Anlage 1 zu den AVR, die Besitzstandszulagen gemäß 
Anlage 1b zu den AVR sowie weitere regelmäßig gewährte Zulagen.  
 
(4) Das Jahresentgelt errechnet sich als das 12-fache des am 1. Januar 2018 zu-
stehenden Tabellenentgelts gemäß § 3 der Anlage 21a zu den AVR zuzüglich der Jah-
ressonderzahlung gemäß § 6 der Anlage 21a zu den AVR. 
 
(5) Ruht das Dienstverhältnis oder wird eine Teilzeitbeschäftigung während der Eltern-
zeit (gemäß § 15 Abs. 4 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz) ausgeübt, sind Mo-
natsvergütung bzw. Monatsentgelt (Absatz 3) und das Tabellenentgelt (Absatz 4) so 
zu berechnen, als ob der Mitarbeiter im Januar 2018 die Tätigkeit im selben Umfang 
wie vor der Teilzeitbeschäftigung bzw. dem Ruhen wieder aufgenommen hätte.  
 
(6) 1Verringert sich nach dem 1. Januar 2018 die individuelle regelmäßige Arbeitszeit 
des Mitarbeiters, reduziert sich seine Besitzstandszulage im selben Verhältnis, in dem 
die Arbeitszeit verringert wird; erhöht sich die Arbeitszeit, bleibt die Besitzstandszulage 
unverändert. 2Erhöht sich nach einer Verringerung der Arbeitszeit diese wieder, so lebt 
die Besitzstandszulage im gleichen Verhältnis wie die Arbeitszeiterhöhung, höchstens 
bis zur ursprünglichen Höhe, wieder auf. 3Diese Regelung ist entsprechend anzuwen-
den auf Mitarbeiter, deren Arbeitszeit am 1. Januar 2018 befristet verändert ist.  
 
(7) 1Die kinderbezogenen Entgeltbestandteile gemäß Abschnitt V der Anlage 1 zu den 
AVR, die in die Berechnung der Besitzstandszulage nach Absatz 2 und Absatz 3 ein-
fließen, werden als Anteil der Besitzstandszulage fortgezahlt, solange für diese Kinder 
Kindergeld nach dem Einkommenssteuergesetz (EStG) oder nach dem Bundeskinder-
geldgesetz (BKGG) gezahlt wird oder ohne Berücksichtigung des § 64 oder § 65 EStG 
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oder des § 3 oder § 4 BKGG gezahlt würde. 2Mit dem Wegfall der Voraussetzungen 
reduziert sich die Besitzstandszulage entsprechend. 3Dieser Absatz findet auch An-
wendung auf solche kinderbezogenen Entgeltbestandteile, die in die Berechnung der 
Besitzstandszulagen gemäß Anhang E der Anlage 31 und Anhang F der Anlage 32 zu 
den AVR eingeflossen sind.  
 
§ 4 Überforderungsklausel  
 
(1) Soweit bei einem Vergleich der Gesamtpersonalkosten vor und nach der Überlei-
tung umstellungsbedingte Mehrkosten von mindestens 2,5 v. H. entstehen, kann der 
Dienstgeber den Überleitungsgewinn von Mitarbeitern, deren Jahresentgelt nach § 3 
Abs. 4 die Vergleichsjahresvergütung nach § 3 Abs. 3 übersteigt, gemäß den nachfol-
genden Vorgaben zeitlich strecken.  
 
(2) Die Gesamtpersonalkosten errechnen sich aus den Bruttopersonalkosten der Mit-
arbeiter der Einrichtung und den Arbeitgeberanteilen zur Sozialversicherung.  
 
(3) 1Bei der Ermittlung der Mehrkosten sind ausschließlich die Steigerungen der Ge-
samtpersonalkosten der Einrichtung zu berücksichtigen, die unmittelbar durch die 
Überleitung von Mitarbeitern in die Anlage 21a zu den AVR entstehen. 2Mehrkosten, 
die durch Neueinstellungen von Mitarbeitern und durch strukturelle Veränderungen bei 
Mitarbeitern, die nicht in die Anlage 21a zu den AVR überführt wurden (Stufenaufstie-
ge, Tätigkeits- oder Bewährungsaufstiege, Kinderzulagen oder andere Zulagen), ent-
stehen, bleiben bei der Ermittlung der Mehrkosten unberücksichtigt. 3Administrative 
Mehrkosten, die durch die Überleitung entstehen, bleiben ebenfalls unberücksichtigt.  
 
(4) 1Der Überleitungsgewinn des einzelnen Mitarbeiters errechnet sich aus einem Ver-
gleich des Jahresentgelts nach § 3 Abs. 4 und der Vergleichsjahresvergütung nach § 3 
Abs. 3. 2Der Überleitungsgewinn wird anschließend durch die Vergleichsjahresvergü-
tung geteilt und das Ergebnis mit hundert multipliziert. 3Daraus ergibt sich die prozen-
tuale Vergütungssteigerung des einzelnen Mitarbeiters.  
 
(5) 1Die Möglichkeit der zeitlichen Streckung besteht nur bei Mitarbeitern, deren pro-
zentuale Vergütungssteigerung mehr als 4 v. H. beträgt. 2Beträgt die Vergütungsstei-
gerung des einzelnen Mitarbeiters mehr als 4 v. H., erhält er in den ersten zwölf Mona-
ten nach der Überleitung eine Vergütungssteigerung von 4 v. H. 3Die restliche prozen-
tuale Vergütungssteigerung wird gleichmäßig auf weitere fünf Jahre verteilt. 
4Spätestens nach sechs Jahren ist das aktuell gültige Entgelt (inklusive aller Entgelt-
bestandteile) in voller Höhe an den betroffenen Mitarbeiter zu zahlen. 5Die Vergütun-
gen der von einer solchen zeitlichen Streckung betroffenen Mitarbeiter nehmen vollum-
fänglich an zwischenzeitlichen Tariferhöhungen teil.  
 
(6) Durch Dienstvereinbarung kann eine für die Mitarbeiter günstigere Streckung des 
Überleitungsgewinns vereinbart werden.  
 
(7) 1Die Entscheidung über die Anwendung der Überforderungsklausel und die dafür 
maßgeblichen Berechnungen nach Absätzen 2 – 5 sind der zuständigen Mitarbeiter-
vertretung im Vorfeld schriftlich vorzulegen und zu erläutern. 2Macht ein Rechtsträger 
von der Überforderungsklausel Gebrauch, hat er unverzüglich eine Anzeige sowie die 
vergleichenden Gesamtpersonalkostenberechnungen an die Geschäftsstelle der Ar-
beitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes zu übersenden. 3Die 
Geschäftsstelle leitet die Unterlagen an die Mitglieder des zuständigen Ausschusses 
der Bundeskommission zur Kenntnisnahme weiter.  
 
(8) Die Anwendung der Überforderungsklausel kann bis zum 30. Juni 2018 erfolgen, 
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danach ist eine zeitliche Streckung des Überleitungsgewinns ausgeschlossen.  
 

IV. Änderungen in Anlage 2 zu den AVR  
 
1. Die Tätigkeitsmerkmale der Vergütungsgruppen  
 

- 1b Ziffer 10, 
- 2 Ziffer 5, 
- 3 Ziffer 3, 
- 4a Ziffern 1, 2, 3, 5, 10, 11, 26 und 27, 
- 4b Ziffern 1, 3, 6, 10, 16, 18, 19, 36 und 38, 
- 5b Ziffern 2, 4, 9, 21, 22, 30, 33, 35, 36, 60 und 63, 
- 5c Ziffern 29 und 36 

 
werden gestrichen und jeweils durch die Angabe „(durch Überleitung in die Anlage 21a 
zu den AVR entfallen)“ ersetzt.  
 
2. Die folgenden Tätigkeitsmerkmale werden neu gefasst:  
 
VG 4b Ziff. 2 erhält folgende neue Fassung: 
 
„Audiometristen mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fach-
ausbildung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien in einer Tätigkeit 
der Vergütungsgruppe 5b Ziffer 1 nach zweijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit“ 

 
VG 4b Ziff. 4 erhält folgende neue Fassung:  
 
„Beschäftigungstherapeuten/Ergotherapeuten mit staatlicher Anerkennung in einer Tä-
tigkeit der Vergütungsgruppe 5b Ziffer 6 nach zweijähriger Bewährung in dieser Tätig-
keit“ 

 
VG 4b Ziff. 7 erhält folgende neue Fassung: 
 
„Diätassistenten mit staatlicher Anerkennung in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 
5b Ziffer 8 oder 11 nach zweijähriger Bewährung in einer dieser Tätigkeiten“ 

 
VG 4b Ziff. 11 erhält folgende neue Fassung: 
 
„Physiotherapeuten/Krankengymnasten in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 5b 
Ziffer 24 nach zweijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit“ 

 
VG 4b Ziff. 17 erhält folgende neue Fassung: 
 

„Logopäden mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachaus-
bildung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien mit Prüfung in einer Tä-
tigkeit der Vergütungsgruppe 5b Ziffer 29 nach zweijähriger Bewährung in dieser Tä-
tigkeit“ 

 
VG 4b Ziff. 20 erhält folgende neue Fassung: 
 

„Medizinisch-technische Assistenten in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 5b Ziffer  
38 oder 39 nach zweijähriger Bewährung in einer dieser Tätigkeiten“ 
 

VG 4b Ziff. 37 erhält folgende neue Fassung: 
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„Orthoptisten mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachaus-
bildung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien mit Prüfung in einer Tä-
tigkeit der Vergütungsgruppe 5b Ziffer 59 oder 62 nach zweijähriger Bewährung in ei-
ner dieser Tätigkeiten“ 

 
VG 4b Ziff. 39 erhält folgende neue Fassung: 
 

„Pharmazeutisch-technische Assistenten in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 5b 
Ziffer 64 oder 65 nach zweijähriger Bewährung in einer dieser Tätigkeiten“ 

 
VG 5b Ziff. 23 erhält folgende neue Fassung: 
 

„Physiotherapeuten/Krankengymnasten in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 5c Zif-
fer 31 nach dreijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit“ 
  

V. Inkrafttreten 
 
Die Abschnitte I bis IV dieses Beschlusses treten zum 1. Januar 2018 in Kraft.  
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C. 
 

Anlagen 31 Anhänge D und F und Anlage 32 Anhänge D und G zu den AVR 
Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen P4 bis P9 und 9b bis 12 

„DKG-Empfehlung Notfallpflege“  
  

I. In Anlage 31 zu den AVR wird Anhang D, Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen 
der Entgeltgruppen P4 bis P9 und 9b bis 12 wie folgt geändert:  
 

1. Buchstabe a) der Anmerkung Nr. 4 wird wie folgt neu gefasst:  
 
„a) Tätigkeiten in Spezialbereichen, in denen eine Fachweiterbildung nach den DKG-
Empfehlungen zur Weiterbildung von Gesundheits- und (Kinder-) Krankenpflegekräf-
ten (siehe Protokollerklärung Nr. 6) vorgesehen ist, oder“  
 

2. Anmerkung Nr. 6 wird wie folgt neu gefasst:  
 
„6. Bei den Fachweiterbildungen muss es sich entweder um eine Fachweiterbildung 
nach § 1 der DKG-Empfehlung zur pflegerischen Weiterbildung vom 29. September 
2015 in der jeweiligen Fassung oder um eine Fachweiterbildung nach § 1 der DKG-
Empfehlung für die Weiterbildung Notfallpflege vom 29. November 2016 in der jeweili-
gen Fassung bzw. um eine gleichwertige Weiterbildung jeweils nach § 21 dieser DKG-
Empfehlungen handeln.“  
 

II. In Anhang F der Anlage 31 zu den AVR wird folgender § 4 eingefügt: 
 

„§ 4 Weiterbildung in der Notfallpflege  
1Die Anmerkung Nr. 6 zu den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen P 4 bis P 9 und 
9b bis 12 wurde zum 1. Januar 2018 um die DKG-Empfehlung für die Weiterbildung 
Notfallpflege vom 29. November 2016 in der jeweiligen Fassung erweitert. 2Ergibt sich 
für Mitarbeiter aufgrund dieser Erweiterung eine höhere Entgeltgruppe gilt § 3 mit der 
Maßgabe, dass der Antrag auf Höhergruppierung bis zum 31. Dezember 2018 gestellt 
werden kann und auf den 1. Januar 2018 zurückwirkt.“ 
 

III. In Anlage 32 zu den AVR wird in Anhang D, Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkma-
len der Entgeltgruppen P4 bis P9 und 9b bis 12, die Anmerkung Nr. 6 wie folgt neu ge-
fasst:  
 
„6. Die Fachweiterbildungen müssen einer solchen im Sinne von § 1 der DKG-
Empfehlung zur pflegerischen Weiterbildung vom 29. September 2015 in der jeweili-
gen Fassung oder von eine Fachweiterbildung nach § 1 der DKG-Empfehlung für die 
Weiterbildung Notfallpflege vom 29. November 2016 in der jeweiligen Fassung gleich-
wertig sein.“  
 

IV. In Anhang G der Anlage 32 zu den AVR wird folgender § 4 eingefügt: 
 

„§ 4 Weiterbildung in der Notfallpflege  
1Die Anmerkung Nr. 6 zu den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen P 4 bis P 9 und 
9b bis 12 wurde zum 1. Januar 2018 um die DKG-Empfehlung für die Weiterbildung 
Notfallpflege vom 29. November 2016 in der jeweiligen Fassung erweitert. 2Ergibt sich 
für Mitarbeiter aufgrund dieser Erweiterung eine höhere Entgeltgruppe gilt § 3 mit der 
Maßgabe, dass der Antrag auf Höhergruppierung bis zum 31. Dezember 2018 gestellt 
werden kann und auf den 1. Januar 2018 zurückwirkt.“  
 

V. Die Änderungen treten zum 1. Januar 2018 in Kraft.  
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D. 
 

Anlage 33 zu den AVR 
Redaktionelle Anpassung 

„Stufengleiche Höhergruppierung“ 
 

 
I. In Anlage 33 zu den AVR wird § 13 Absatz 4 Satz 6 wie folgt neu gefasst:  

„6Wird der Mitarbeiter nicht in die nächsthöhere, sondern in eine darüber liegende Ent-
geltgruppe höhergruppiert, gilt Satz 5 mit der Maßgabe, dass auf das derzeitige Tabel-
lenentgelt und das Tabellenentgelt der Entgeltgruppe abzustellen ist, in die der Mitar-
beiter höhergruppiert wird.“  
 

II. Die Änderung tritt zum 15. März 2018 in Kraft.  
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Teil 2: Sonstige Beschlüsse  

 
 

Heilerziehungspfleger 
Kompetenzübertragung auf die RK BW 

 
1. Gemäß § 13 Abs. 6 Satz 1, 2. Alt. AK-Ordnung wird an die Regionalkommission Ba-

den-Württemberg die Regelungszuständigkeit zur Regelung der Ausbildungsverhält-
nisse für Schülerinnen und Schüler, die nach Maßgabe der Verordnung über die Aus-
bildung und Prüfung an den Fachschulen für Sozialwesen der Fachrichtung Heilerzie-
hungspflege in Baden Württemberg (Heilerziehungspflegeverordnung – AprOHeilErz-
Pfl - vom 13. Juli 2004) in der jeweils geltenden Fassung in Baden-Württemberg aus-
gebildet werden, mit Wirkung zum 01. April 2018 übertragen. Die Übertragung der Re-
gelungszuständigkeit ist befristet bis zum 31. Dezember 2020. 
 

2. Dieser Beschluss tritt zum 1. April 2018 in Kraft. 
 

 
 
 

 
Bad Hersfeld, den 15. März 2018 
 
 
Unterschrift des Vorsitzenden 
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Teil 3: Regelungsziele und wesentlicher Inhalt 

 
Zu Teil 1 A. Anlage 2e zu den AVR – Zulage für Mitarbeiter im Rettungsdienst 
In Bayern besteht der Bedarf, eine neue Funktionszulage – zusätzlich zu den in Abschnitt II der 
Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsgruppen 4b bis 8 der Anlage 2e zu 
den AVR genannten – einzuführen.  

Beauftragte für die elektronische Einsatzdokumentation (ZAST) erhielten nach der bisherigen 
Regelung in Anlage 2e zu den AVR keine Funktionszulage. Diese Tätigkeit ist in der Wertigkeit 
vergleichbar mit den dort aufgezählten Funktionen, für die Mitarbeiter eine Zulage erhalten.  

Im Zuständigkeitsgebiet der Regionalkommission Bayern besteht ein hoher Handlungsbedarf, 
diese Tätigkeit mit einer Funktionszulage zu tarifieren. Hier werden im Rettungsdienst verstärkt 
Mitarbeiter eingesetzt, die auch die elektronische Abrechnung durchführen. Das Bayerische 
Rote Kreuz als unmittelbarer Konkurrent hat für Beauftragte für die elektronische Einsatzdoku-
mentation eine Funktionszulage tarifiert. 
 
 
Zu Teil 1 B. Anlage 21a zu den AVR – Erweiterung des Geltungsbereichs und Überleitung 
Mit diesem Beschluss wird der Geltungsbereich der Anlage 21a um Pflegelehrkräfte ohne pä-
dagogische Zusatzqualifikation sowie um sonstige Lehrkräfte, die nicht in den Anwendungsbe-
reich der Anlage 21 fallen, erweitert. 
 
 
Zu Teil 1 C. Anlagen 31 und 32 zu den AVR – DKG-Empfehlung „Notfallpflege“ 
Am 1. Januar 2017 ist die Empfehlung der Deutschen Krankenhausgesellschaft (DKG) für die 
Weiterbildung Notfallpflege vom 29. November 2016 in Kraft getreten. Sie wurde als eigenstän-
dige Empfehlung beschlossen und nicht als Ergänzung der bisherigen Empfehlung vom 29. 
September 2015 angefügt. Daher wird sie nicht von der dynamischen Verweisung auf die DKG-
Empfehlung zur pflegerischen Weiterbildung vom 29. September 2015 in der Anmerkung Nr. 6 
zu den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen P 4 bis P 9 und 9b bis 12 in Anhang D der An-
lage 31 bzw. 32 zu den AVR erfasst, obwohl sie dieselben Stundenzahlen für die theoretische 
und die praktische Weiterbildung vorsieht wie die DKG-Empfehlung vom 29. September 2015.  
 
Die Änderung dient der Gleichstellung der Pflegekräfte in der Notfallpflege mit den Pflegekräf-
ten in den von der DKG-Empfehlung zur pflegerischen Weiterbildung vom 29. September 2015 
erfassten Bereichen (Eingruppierung bei entsprechender Tätigkeit in der Entgeltgruppe P 8, bei 
entsprechender Tätigkeit und abgeschlossener Weiterbildung in der Entgeltgruppe P 9). 
 
Die Änderung in Buchstabe a) der Anmerkung Nr. 4  zu den Tätigkeitsmerkmalen der Entgelt-
gruppen P 4 bis P 9 und 9b bis 12 in Anhang D der Anlage 31 zu den AVR ist eine redaktionel-
le Folgeänderung zur Neufassung der Anmerkung Nr. 6. 
Diese Änderungen wurden mit Änderungstarifvertrag Nr. 15 zum TVöD vom 17. Juli 2017 zur 
Nachbesserung der Entgeltordnung VKA von den Tarifvertragsparteien beschlossen. Das wird 
in den AVR nun nachvollzogen.  
 
Der Grund für die Änderung in Anhang G der Anlage 31 bzw. in Anhang F der Anlage 32 AVR 
besteht darin, dass die Jahresfrist für einen Antrag auf Höhergruppierung nach § 3 zum jetzi-
gen Zeitpunkt bereits abgelaufen ist (im Bereich der Regionalkommissionen Bayern, Baden-
Württemberg, Mitte, Nord und NRW) bzw. bald abläuft (im Bereich der Regionalkommission 
Ost). Die DKG-Empfehlung vom 29.11.2016 wirkt sich aber unmittelbar darauf aus, ob ein An-
trag auf Höhergruppierung nach § 3 Anhang F der Anlage 31 bzw. Anhang G der Anlage 32 zu 
den AVR möglich ist.  
Um den betroffenen Mitarbeitern diese Möglichkeit formal zu eröffnen, wird mit obiger Ände-
rung die Jahresfrist abweichend von § 3 Abs. 1 Satz 2 Anhang G der Anlage 31 bzw. Anhang F 
der Anlage 32 AVR verlängert bis zum 31.12.2018.  
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Zu Teil 1 D. Anlage 33 zu den AVR – Redaktionelle Anpassung „Stufengleiche Höhergruppie-
rung“ 
Der bisherige Wortlaut des § 13 Abs. 4 Satz 6 der Anlage 33 zu den AVR „ist das Tabellenent-
gelt für jede dazwischenliegende Entgeltgruppe zu berechnen“ bezieht sich noch auf die mit 
Beschluss der Bundeskommission vom 8. Dezember 2016 abgeschaffte betragsmäßige Hö-
hergruppierung. Die Änderung ist eine redaktionelle Anpassung des Wortlauts an die seit dem 
1. Januar 2017 geltende stufengleiche Höhergruppierung. 
 
 
Zu Teil 2. Heilerziehungspfleger – Kompetenzübertragung auf die Regionalkommission Baden-
Württemberg 
Die Ausbildungsverhältnisse für Schülerinnen und Schüler der Fachrichtung Heilerziehungs-
pflege (HEP) sind in den AVR nicht geregelt. Die Ausbildung ist in den Bundesländern unter-
schiedlich geregelt, daher hat die Bundeskommission hier bisher keine AVR-Regelung be-
schlossen. Für diese Ausbildungsverhältnisse sind aber im Zuständigkeitsbereich der Regio-
nalkommission Baden-Württemberg dringend Regelungen in den AVR notwendig. 
Die Schülerinnen und Schüler der HEP besuchen die Schule 3 Jahre und sind währenddessen 
zu vergüten. Das bei der HEP benötigte Praktikumsjahr im Vorfeld wird nicht in diese Vergü-
tung aufgenommen, sondern viel geringer vergütet. Bei der HEP-Ausbildung handelt es sich al-
so um eine dreijährige schulische Ausbildung mit der dazugehörigen Vergütung. 
Nach abgeschlossener Ausbildung sind die HEP nach derzeit gültiger Heimpersonalverordnung 
anerkannte (Pflege-)Fachkräfte in der Eingliederungshilfe. Daran anschließen soll zukünftig ein 
Bildungsgang, der zur Anerkennung als SGB XI - Fachkraft führt (vergleichbar mit dem Ab-
schluss des Gesundheits- und Krankenpflegers bzw. des Altenpflegers).  
Im Übrigen erhebt Artikel 7 der Grundordnung den Anspruch, dass alle Ausbildungs- und Be-
schäftigungsverhältnisse im Dritten Weg geregelt werden. 
 
 
 

Teil 4: Beschlusskompetenz 
 

Für Teil 1: 
Die Bundeskommission hat gemäß § 13 Absatz 1 AK-Ordnung eine umfassende Regelungszu-
ständigkeit mit Ausnahme der Bereiche, die nach § 13 Abs. 3 AK-Ordnung ausschließlich den 
Regionalkommissionen zugewiesen sind. Da den Regionalkommissionen die Festlegung der 
Höhe aller Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regelmäßigen Arbeitszeit und des Um-
fangs des Erholungsurlaubs sowie die Zuständigkeit für Regelungen der Beschäftigungssiche-
rung übertragen wurden (§ 13 Absatz 4 AK-Ordnung), ergibt sich hieraus im Umkehrschluss ei-
ne Zuständigkeit der Bundeskommission für alle sonstigen, das heißt manteltariflichen bzw. 
strukturellen Regelungsgegenstände. 
Der vorliegende Text sieht Änderungen in den AVR vor, die die Struktur betreffen und somit in 
die Zuständigkeit der Bundeskommission fallen. 

 
Für Teil 2: 
Nach § 13 Absatz 6 AK-Ordnung kann die Bundeskommission durch Beschluss eigene Rege-
lungszuständigkeiten zeitlich befristet an eine oder mehrere Regionalkommissionen übertra-
gen. Erfolgt ein solcher Beschluss, bedarf die Übertragung der Zustimmung durch die Kommis-
sionen, die diese Zuständigkeiten erhalten. 
Die Regionalkommission Baden-Württemberg hat einer Übertragung der Regelungszuständig-
keit anlässlich ihrer Sitzung am 25. Januar 2018 zugestimmt.  
 

**** 

 


